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Aus der Gutachtenpraxis des 
DNotI

WEG § 12
Veräußerungsbeschränkung; namentliche Be-
zeichnung des Zustimmungsberechtigten im 
Grundbuch

I. Sachverhalt
In einer Teilungserklärung ist bestimmt, dass die Veräu-
ßerung von Wohnungs- und Teileigentum der Zustim-
mung von Herrn X bedarf. Dies ist auch so im jeweili-
gen Bestandsverzeichnis der Grundbücher eingetragen. 
X ist verstorben.

II. Frage
1. Bedarf die Veräußerung von Wohnungs- und Teil-
eigentum nunmehr der Zustimmung aller Wohnungs- 
und Teileigentümer in notariell beglaubigter Form? 
Oder genügt ein Mehrheitsbeschluss der Eigentümer-
versammlung? 

2. Für den Fall, dass ein Mehrheitsbeschluss der Eigen-
tümerversammlung genügt: Wie ist dieser dem Grund-
buchamt gegenüber nachzuweisen? Ist in diesem Fall 
zusätzlich eine beglaubigte Zustimmungserklärung des 
Verwalters erforderlich?

III. Zur Rechtslage
Nach §  12 Abs. 1 WEG kann als Inhalt des Sonder-
eigentums vereinbart werden, dass ein Wohnungseigen-
tümer zur Veräußerung seines Wohnungseigentums der 
Zustimmung anderer Wohnungseigentümer oder eines 
Dritten bedarf. Das Gesetz diff erenziert mithin danach, 
ob das Zustimmungsrecht einem Wohnungseigentümer 
oder einem (externen) Dritten zusteht. 

Für die Frage, wie sich der Tod des X auf das Schicksal 
der Veräußerungsbeschränkung nach §  12 WEG aus-
wirkt, kommt es u. E. jedoch maßgeblich auf eine an-
dere Diff erenzierung an: Entweder es handelte sich bei 
dem Zustimmungsrecht um ein Recht, das tatsächlich 
persönlich X als Individualrecht zustehen sollte (nach-
stehend: eigennütziges Zustimmungsrecht) oder aber X 
sollte zur Wahrung fremder, kollektiver Interessen han-
deln (nachstehend fremdnütziges Zustimmungsrecht).
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Welcher Art das vereinbarte Zustimmungsrecht des X 
war, ist eine Frage des Inhalts bzw. der Auslegung der 
Teilungserklärung bzw. der Gemeinschaftsordnung. 
Wie die konkret in Frage stehende Auslegung einmal 
von einem Gericht entschieden werden wird, kann hier 
freilich nicht vorweggenommen werden.

1. Hinweis betreff end die Auslegung der Veräuße-
rungsbeschränkung 
Bei der Auslegung von Teilungserklärungen und Ge-
meinschaftsordnungen kommt es üblicherweise nicht 
auf den Willen der Verfasser der Teilungserklärung an, 
sondern allein auf den Wortlaut und Sinn der betrof-
fenen Regelung, wie er sich für einen unbefangenen 
Leser als nächstliegende Bedeutung des Eingetragenen 
oder in Bezug Genommenen ergibt (st. Rspr., s. nur 
BGH NJW-RR 2015, 847 Rn. 12). 

Nach der jüngsten Rspr. des BGH (MittBayNot 2024, 
31 Rn. 11 ff .) kann sich der derart ermittelte Inhalt einer 
Bestimmung in einer bereits beurkundeten Teilungs-
erklärung im Laufe der Zeit wandeln, nämlich u.  a. 
dann, wenn z. B. in der Teilungserklärung verwandte 
Begriff e durch gesetzliche Reformen einen Bedeu-
tungswandel erfahren.

Der BGH führt aus (MittBayNot 2024, 31 Rn. 15; Her-
vorhebungen durch das DNotI): 

„Da bei der Auslegung der Teilungserklärung subjektive 
Vorstellungen nicht von Bedeutung sind, sondern allein 
eine objektive Sicht maßgebend ist, kann sich der Inhalt 
der Teilungserklärung im Laufe der Zeit ändern, wenn in 
der Erklärung verwendete Begriff e einen Bedeutungswan-
del erfahren haben […]. In diesem Sinne hält der Senat 
eine ergänzende Auslegung der Teilungserklärung in den 
Fällen für möglich, in denen eine Lücke durch eine Ände-
rung der rechtlichen Verhältnisse entsteht […].“

Insbesondere berücksichtigt der BGH (in: MittBayNot 
2023, 31) die durch das WEMoG im Recht der WEG 
herbeigeführten Strukturveränderungen bei der Ausle-
gung einer Vereinbarung in der Teilungserklärung über 
eine Veräußerungs-beschränkung i. S. v. § 12 WEG.

2. Fremdnütziges Zustimmungsrecht 
a) Zuständigkeit zur Erteilung der Zustimmung 
i. S. v. § 12 Abs. 1 WEG nach dem Tod des X
Ergibt die Auslegung des Zustimmungsvorbehalts, dass 
X ein fremdnütziges Zustimmungsrecht zustehen soll-
te, so hatte X bei Ausübung seines Zustimmungsrechts 
zur Wahrung von kollektiven Interessen der anderen 
Wohnungseigentümer zu handeln. X handelte damit 
– in den Worten des BGH – „als Treuhänder in mittelba-
rer Stellvertretung für die übrigen Wohnungseigentümer“ 

(BGH NJW 2013, 299, 300 Rn. 11; NJW 1991, 168; 
NJW-RR 2011, 1453 Rn. 9). 

Die kollektiven Interessen der Wohnungseigentü-
mer werden spätestens seit Inkrafttreten des WEMoG 
grundsätzlich durch die Gemeinschaft der Wohnungs-
eigentümer (GdWE) wahrgenommen, §  9a Abs. 1, 2 
WEG. X handelte somit nach neuerem Verständnis 
(nach Inkrafttreten des WEMoG) für die GdWE. Die 
BGH-Rspr. aus der Zeit vor Inkrafttreten des WEMoG 
(s.o.), nach der „für die übrigen Wohnungseigentümer“ 
gehandelt worden sei, ist somit (heute) insoweit sprach-
lich unpräzise (geworden). 

X musste hierbei jedoch nicht notwendigerweise zu-
gleich Verwalter i. S. v. § 9b Abs. 1 S. 1 WEG und so-
mit organschaftlicher Vertreter der GdWE sein. Dass 
die Interessen der GdWE nach außen hin nicht durch 
den Verwalter als dessen Vertreter wahrgenommen wer-
den, ist ungewöhnlich, die Möglichkeit folgt aber aus 
der Regelung des §  12 Abs. 1 WEG, welche es ja zu-
lässt, die Zustimmungskompetenz nach außen einer 
anderen Person als dem Verwalter zuzuweisen. Es ist 
keinesfalls so, dass „Dritter“ i. S. v. § 12 Abs. 1 WEG 
stets nur der Verwalter i. S. v. § 9b Abs. 1 WEG sein 
kann.

Th eoretisch wäre auch für die Konstellation eines 
fremdnützigen Zustimmungsrechts denkbar, dass die 
Auslegung der Vereinbarung i. S. d. § 12 Abs. 1 WEG 
ergibt, dass mit dem Tod des X das Zustimmungserfor-
dernis gänzlich entfällt. Dies müsste sich u. E. aber zwei-
felsfrei aus der Vereinbarung ergeben, andernfalls ist es 
fernliegend. Wenn X zur Wahrung der Interessen der 
Wohnungseigentümer handeln sollte, so ist im Zweifel 
anzunehmen, dass die Veräußerungsbeschränkung auch 
nach dem Tod des X fortbestehen soll. Zu entscheiden 
ist lediglich, wem das Zustimmungsrecht fortan zusteht.

Wenn X im Interesse der Gemeinschaft der Woh-
nungseigentümer handeln sollte, ihm also ein fremd-
nütziges Zustimmungsrecht zustand, so ist einzige lo-
gische Konsequenz des Wegfalls von X, dass nunmehr 
die Interessen der GdWE nach außen hin durch den 
Verwalter kundgetan bzw. wahrgenommen werden. 
Der Verwalter vertritt nach § 9b Abs. 1 S. 1 WEG im 
Außenverhältnis grundsätzlich unbeschränkbar (Abs. 1 
S. 3) die GdWE.

Als Zwischenergebnis ist damit festzuhalten, dass für 
den Fall des Vorliegens eines fremdnützigen Zustim-
mungsrechts des X mit dessen Wegfall die Zuständig-
keit zur Erteilung der Zustimmung im Außenverhältnis 
beim Verwalter als Organ der GdWE liegt, in deren In-
teresse auch X gehandelt hat.
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b) Abweichende Rechtsprechung des OLG 
Saarbrücken aus 2018?
Das OLG Saarbrücken (FGPrax 2018, 205) hat-
te einen Fall zu beurteilen, in dem es (wohl) vom 
Vorliegen eines fremdnützigen Zustimmungs-
rechts ausging, denn es heißt in der Entscheidung 
(FGPrax, 2018, 205, 206; Hervorhebungen durch das 
DNotI):

„Als rechtlich zulässige Ausnahme von diesem Grundsatz 
ist eine vereinbarte Verfügungsbeschränkung deshalb eng 
und nicht weiter auszulegen, als es ihr Sinn und Zweck er-
fordert; dieser besteht hier in der Kenntnis über die Zusam-
mensetzung der Wohnungseigentümergemeinschaft zum 
Schutze der Gemeinschaft, die vor nachteiligen Ver-
änderungen im weitesten Umfange geschützt und durch 
das Mitbestimmungsrecht bei Veräußerungen von Sonder-
eigentum in die Lage versetzt werden soll, erkennbar prob-
lematischen Eintritten eines neuen Wohnungseigentümers 
in die Gemeinschaft zu begegnen […].“

Das OLG Saarbrücken deutet an, dass es angesichts 
des Wegfalls der namentlich benannten Zustim-
mungsberechtigten der Auff assung zuneigt, dass „nun-
mehr sämtliche Wohnungseigentümer in der Form 
des §  29 GBO zustimmen müssen“ (FG Prax 2018, 
205 a.  E.; Hervorhebungen durch das DNotI). Hin-
sichtlich dieser Entscheidung ist jedoch zu bemerken, 
dass diese noch vor Inkrafttreten des WEMoG er-
gangen ist und daher auch noch ein anderes Verständ-
nis der „Gemeinschaft der Wohnungseigentümer“ 
zugrundelag. 

Das OLG Saarbrücken nennt zudem Fundstellen für die 
„ganz h. A.“, nach der sämtliche Wohnungseigentümer 
zustimmen müssten. Die genannten Fundstellen sagen 
dies jedoch zum Teil (in den aktuellen Aufl agen) nicht 
(mehr) aus: So geht Skauradszun (BeckOGK-WEG, 
Std.: 1.3.2024, § 12 Rn. 18, 20, 25) nunmehr jedenfalls 
eher davon aus, dass ein Beschluss der Versammlung 
der Wohnungseigentümer genügt. Ebenso äußert sich 
Suilmann (in: Bärmann, WEG, 15. Aufl . 2023, §  12 
Rn.  36), wonach in solchen Fällen die Zustimmung 
durch die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer (als 
Verband) mittels Mehrheitsbeschluss zu erteilen ist. 

Es spricht u.  E. viel dafür, dass die Entscheidung des 
OLG Saarbrücken mit Inkrafttreten des WEMoG kei-
ne Wirkung dahingehend mehr entfalten kann, dass 
gesagt werden könnte, „die Rechtsprechung gehe von 
einer Zuständigkeit aller Wohnungseigentümer aus“. 
Die Entscheidung ist vielmehr durch die geänder-
te Gesetzeslage überholt (a.  A. aber wohl Demharter, 
GBO, 33. Aufl . 2023, Anh. zu § 3 Rn. 38d, s. a. Rn. 35 
a. E.).

c) Das Innenverhältnis zwischen X und der GdWE 
bzw. zwischen dem Verwalter und der GdWE
Von der Frage der Zuständigkeit zur Erteilung im 
Außenverhältnis zu unterscheiden ist das Innenver-
hältnis zwischen X und der GdWE bzw. zwischen dem 
Verwalter und der GdWE. Dieses kann (aus Prakti-
kabilitätsgründen) so ausgestaltet sein, dass X (oder 
der Verwalter) ohne Rücksprache mit der GdWE (also 
ohne jeweiliges Vorliegen eines Beschlusses, §§ 23, 25 
WEG) über die Erteilung der Zustimmung entscheidet. 
In diesen Fällen besteht auch nach Inkrafttreten des 
WEMoG die Möglichkeit der GdWE, die Entscheidung 
über die Erteilung der Zustimmung an sich zu ziehen 
(s. Lehmann-Richter/Wobst, WEG-Reform 2020, § 6 
Rn. 447, 507). Ein solches „An-sich-ziehen“ bedeutet 
nunmehr allerdings nur noch eine Änderung der Zu-
ständigkeit im Innenverhältnis. Für die Wirksamkeit der 
Erklärung im Außenverhältnis ist es hingegen völlig un-
erheblich, ob die Entscheidung tatsächlich von X (bzw. 
dem Verwalter) oder von der GdWE getroff en wurde, 
denn zuzurechen ist die Entscheidung stets der GdWE, 
die lediglich von X (bzw. dem Verwalter) als deren Ver-
treter nach außen hin erklärt wird.

Nach dem Tod des X scheint es allerdings für das In-
nenverhältnis zwischen Verwalter und GdWE aus Sicht 
des Verwalters sinnvoll, wenn dieser Verwalter einen 
Zustimmungsbeschluss einholt, denn noch (!) haben 
sich Verwalter und GdWE wohl nicht über die Art der 
Ausübung der Zustimmung verständigt. Da off enbar 
bei Fassung der Teilungserklärung sowie der Gemein-
schaftsordnung davon ausgegangen wurde, dass Herr X 
die Zustimmung erteilen wird, liegt es nahe, dass noch 
keine Regelung dazu getroff en wurde, wer im Verhält-
nis zwischen einem Verwalter, bei dem es sich nicht um 
Herrn X persönlich handelt, und der GdWE zuständig 
sein soll. Wer im Innenverhältnis zwischen Verwalter 
und GdWE zur Entscheidung berufen ist, ist für das 
Grundbuchamt (Außenverhältnis) indes nicht von In-
teresse.

Sollte das Grundbuchamt dennoch auf der Vorlage eines 
Beschlusses bestehen, so würde der Nachweis dessen 
gegenüber dem Grundbuchamt in entsprechender An-
wendung von § 26 Abs. 4 WEG erfolgen, mithin durch 
Vorlage einer Niederschrift über den Beschluss, bei der 
die Unterschriften der in §  24 Abs. 6 WEG bezeich-
neten Personen öff entlich beglaubigt sind (Demharter, 
§ 29 Rn. 10). Nach unserer Auff assung kann die Vorla-
ge eines Beschlusses alleine jedoch nicht genügen, da es 
sich bei dem Beschluss um einen reinen Binnenrechtsakt 
der GdWE handelt, der im Außenverhältnis durch den 
Verwalter umgesetzt werden muss. Das Grundbuchamt 
müsste konsequenterweise (wenn auch rechtsfehlerhaft) 
verlangen, dass zusätzlich zur Erklärung des Verwalters 
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ein Beschluss der GdWE vorgelegt wird, der sodann 
jedoch lediglich das Einverständnis der GdWE belegt, 
nicht aber als gleichwertiger Rechtsakt mit Außenwir-
kung fungieren kann. Ein Nebeneinander zweier für 
das Außenverhältnis relevanter Zustimmungserklärun-
gen von (i) Verwalter und (ii) Gemeinschaft der Woh-
nungseigentümer ist nach Inkrafttreten des WEMoG 
mit Blick auf die eindeutige Regelung in §  9b Abs. 1 
WEG nicht mehr zu akzeptieren.

3. Eigennütziges Zustimmungsrecht 
Handelte X hingegen in Ausübung eines eigennützigen 
Zustimmungsrechts, so wahrte er konsequenterweise 
jeweils nicht die Kollektivinteressen, die nach der Syste-
matik des WEG von der GdWE wahrgenommen werden 
(§ 9a Abs. 1 S. 1 WEG). Fraglich ist, wie sich in diesem 
Fall sein Tod auf das Schicksal der vereinbarten Ver-
äußerungsbeschränkung (§ 12 Abs. 1 WEG) auswirkt.

a) Regelmäßig keine Vererblichkeit des Rechts 
Zunächst erscheint es denkbar, dass das Recht ver-
erblich sein sollte. Dies ist eine Frage des Inhalts der 
Rechts, welche durch Vereinbarung der Wohnungs-
eigentümer begründet wurde, und somit eine Frage 
der Auslegung der Vereinbarung. Bei der Begründung 
eines eigennützigen Zustimmungsrechts, welches ohne-
hin der absolute Ausnahmefall sein dürfte, hielten wir 
eine Vererblichkeit wohl nur dann für gegeben, wenn 
sich dies zweifelsfrei aus der Teilungserklärung ergibt. 
Denn wenn eine bestimmte Person zur Wahrung ihrer 
eigenen Interessen das Zustimmungsrecht innehaben soll, 
so liegt es fern, anzunehmen, dass nach Wegfall dieser 
Person (und mithin auch nach „Untergang“ von deren 
eigenen Interessen) das Recht dem zufälligen Erben 
dieser Person zustehen soll. Ist das Zustimmungsrecht 
mangels zweifelsfreier Anordnung der Vererblichkeit in 
der Teilungsererklärung nicht vererblich, so ist weiter 
fraglich, ob es mit dem Tod des X entfällt oder aber auf 
eine andere „Person“ übergeht.

b) Eigene Einschätzung
Wobst geht im Falle des Vorliegens eines eigennützigen 
Zustimmungsrechts davon aus, dass das Versterben des 
namentlich Benannten entweder zum Fortbestand des 
Zustimmungsvorbehalts zugunsten des neuen Eigentü-
mers der Einheit des persönlich Benannten führt oder 
aber (im Regelfall!) zum Erlöschen des Zustimmungs-
vorbehalts insgesamt (Staudinger/Wobst, WEG, 
2023, § 12 Rn. 36; das Ergebnis letztlich off enlassend 
BeckOK-WEG/Hogenschurz, Std. 2.4.2024, § 12 
Rn. 28).

Wir neigen der Auff assung von Wobst zu, wonach es im 
Regelfall naheliegt, davon auszugehen, dass der Zustim-
mungsvorbehalt mit dem Tod des Inhabers eines eigen-

nützigen Zustimmungsrechts gänzlich entfällt. Wenn 
die Wohnungseigentümer bei Schaff ung der Veräuße-
rungsbeschränkung nach §  12 WEG einer persönlich 
benannten Person ein eigennütziges Zustimmungsrecht 
eingeräumt haben, so ging es den Wohnungseigentü-
mern gerade nicht darum, dass ihre eigenen Kollektiv-
interessen gewahrt werden. Es ist somit aber auch kein 
Grund ersichtlich, weshalb als Folge des Wegfalls der 
benannten Person plötzlich doch die Kollektivinteres-
sen über die Veräußerungsbeschränkung gewahrt wer-
den sollen. Wenn die Wohnungseigentümer ihre Kol-
lektivinteressen über eine Veräußerungsbeschränkung 
gewahrt wissen wollen, so können sie jederzeit eine Ver-
einbarung i.  S.  v. §  12 Abs. 1 WEG treff en und das 
(neue) Zustimmungsrecht als (dann) fremdnütziges Zu-
stimmungsrecht einer Person (z.B. der GdWE) zuwei-
sen. Hierfür bedarf es allerdings eines neuen Willens-
entschlusses der Wohnungseigentümer.  

Dass hingegen der neue Eigentümer der bisherigen Ein-
heit von Herrn X nun zustimmungsbefugt sein soll (so 
Wobst als eine Variante) halten wir für fernliegend. Dass 
die Wohnungseigentümer zuerst eine bestimmte Person 
benennen, das Zustimmungsrecht nach dessen Weg-
fall aber als Privileg dessen zufälligen (Sonder-)Rechts-
nachfolgern zustehen sollte, dürfte kaum zutreff en und 
müsste sich u. E zweifelsfrei aus der Teilungserklärung 
ergeben. 

4. Ergebnis
U. E. ist für den Fall der Vereinbarung eines fremdnüt-
zigen Zustimmungsrechts die Verwalterzustimmung 
(im Außenverhältnis) ausreichend. Der zusätzlichen 
Vorlage eines Beschlusses der GdWE bedarf es nicht. 
Ebensowenig sind anstelle des X nunmehr sämtliche 
Wohnungseigentümer zur Zustimmung berufen, sofern 
die Auslegung der Vereinbarung nach § 12 Abs. 1 WEG 
nicht zweifelsfrei etwas anderes ergibt. Im Regelfall 
gilt vielmehr, dass die Erteilung der Zustimmung eine 
Angelegenheit der Verwaltung des gemeinschaftlichen 
Eigentums ist und somit in den Zuständigkeitsbereich 
der GdWE fällt, die im Außenverhältnis durch den 
Verwalter vertreten wird. Ob in diesem Fall ein Beschluss 
der GdWE nötig ist, ist eine reine Frage des Binnen-
rechts, für das Außenverhältnis der GdWE jedoch ir-
relevant, ebenso für das Grundbuchverfahren.

War X hingegen ausnahmsweise Inhaber eines eigennüt-
zigen Zustimmungsrechts, so ist u. E. im Zweifel davon 
auszugehen, dass die Veräußerungsbeschränkung mit 
seinem Tod entfallen ist. Ein eigennütziges Zustim-
mungsrecht ist u.  E. freilich nur dann anzunehmen, 
wenn sich dieses zweifelsfrei aus der Teilungserklärung 
ergibt. In Zweifelsfällen ist u.  E. ohnehin stets davon 
auszugehen, dass der Zustimmungsvorbehalt der Wah-
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rung der Kollektivinteressen der Wohnungseigentümer 
dienen soll, also ein fremdnütziges Zustimmungsrecht 
vorliegt. 

BGB § 472
Vorkaufsrechte mit mehreren Berechtigten; 
Verkauf an einen der Berechtigten

I. Sachverhalt
Das Grundstück des Herrn A ist mit einem subjektiv-
persönlichen Vorkaufsrecht für den ersten Verkaufsfall 
für Herrn X und Frau Y als Berechtigte gem. § 472 BGB 
belastet. Herr A schließt nun mit Herrn X als alleini-
gem Käufer einen notariellen Kaufvertrag über das mit 
dem Vorkaufsrecht belastete Grundstück ab. Frau Y will 
nun ihr Vorkaufsrecht ausüben. Es bestehen Unklarhei-
ten darüber, welche Wirkungen die Ausübung des Vor-
kaufsrechts durch Frau Y hat, nämlich, ob sie dann das 
Grundstück allein erwerben kann oder nur zu einem 
Bruchteil von ½.

II. Frage
Welche Wirkungen hat die Ausübung eines Vorkaufs-
rechtes durch einen von mehreren Berechtigten im Sin-
ne des § 472 BGB, wenn der Vorkaufsfall durch einen 
Verkauf an einen anderen Vorkaufsberechtigten ausge-
löst wird?

III. Zur Rechtslage
1. Vorliegen eines Vorkaufsfalls
Damit das Vorkaufsrecht Wirkungen entfalten kann, 
muss es zunächst wirksam ausgeübt werden können. 

Für ein subjektiv-persönliches Vorkaufsrecht bestimmt 
sich das Rechtsverhältnis zwischen dem Berechtigten 
und dem Verpfl ichteten gem. § 1098 Abs. 1 BGB nach 
den Vorschriften der §§ 463 bis 473 BGB. Somit ist für 
eine wirksame Ausübung eines Vorkaufsrechts zunächst 
ein Vorkaufsfall i. S. d. § 463 BGB, also der Abschluss 
eines Kaufvertrages über den Gegenstand mit einem 
Dritten, nötig. 

Nach überwiegender Auff assung liegt ein solcher Vor-
kaufsfall im Falle mehrerer Vorkaufsberechtigter für alle 
anderen Berechtigten auch dann vor, wenn einer der 
Berechtigten einen Kaufvertrag unmittelbar mit dem 
Vorkaufsverpfl ichteten schließt (  Mader/Schermaier, in: 
Staudinger, BGB, 2013, § 463 Rn. 51; BeckOGK-BGB/
Daum, Std.: 1.4.2024, §  463 Rn. 67; Schöner/Stöber, 
Grundbuchrecht, 16. Aufl . 2020, Rn. 1411).

Dies überzeugt, da der direkt kaufende Vorkaufsberech-
tigte zwar einerseits nicht im Lager des Verkäufers steht. 

Andererseits könnte so jedoch, würde man für die an-
deren Berechtigten einen Vorkaufsfall verneinen, deren 
Vorkaufsrecht durch den Abschluss des Kaufvertrags zu 
leicht ausgeschaltet werden. 

Dies gilt u. E. aber im vorliegenden Fall auch für X als 
Teil der Gesamtberechtigten nach § 472 BGB. Das ge-
meinschaftlich zustehende Vorkaufsrecht kann näm-
lich grundsätzlich nur gemeinschaftlich ausgeübt wer-
den. Um eine solche gemeinschaftliche Ausübung mit 
den entsprechenden Folgen herbeiführen zu können, 
muss der Abschluss des Kaufvertrages auch für X als 
Teil dieser Gemeinschaft als Vorkaufsfall behandelt 
werden. Der vorliegende Fall ist auch nicht mit jener 
Situation gleichzusetzen, in der der Vorkaufsberechtigte 
einen Dritten zum Schein mit dem Vorkaufsverpfl ich-
teten einen Vertrag schließen lässt, um sich einen Vor-
kaufsfall zu schaff en (dazu Erman/Grunewald, BGB, 
17. Aufl . 2023, §  463 Rn. 16 und BeckOGK-BGB/
Daum, § 463 Rn. 63). Schließlich tritt der X hier in of-
fene Verhandlungen mit dem A über einen freihändigen 
Verkauf. 

Somit stellt nach unserem Dafürhalten der Kaufvertrag 
zwischen A und X einen Vorkaufsfall für X und Y als 
nach § 472 BGB gemeinschaftlich Berechtigte dar.

2. Ausübung des Vorkaufsrechts unter den Voraus-
setzungen des § 472 BGB
Um die Wirkung des § 464 Abs. 2 BGB zu entfal-
ten, muss das Vorkaufsrecht außerdem gemäß § 464 
Abs.  1 BGB ausgeübt werden. Eine weitere Vorausset-
zung der wirksamen Ausübung des Vorkaufsrechts er-
gibt sich vorliegend aus § 472 BGB. Dieser fi ndet An-
wendung, da das Vorkaufsrecht mehreren Personen, 
hier X und Y, als gemeinschaftlich Berechtigten i. S. d. 
§  472 BGB zusteht. §  472 S. 1 BGB sieht vor, dass 
das Vorkaufsrecht nur „im Ganzen“ ausgeübt werden 
kann.

Daraus schloss das Reichsgericht (RGZ 158, 57) ur-
sprünglich, dass dieses auch „gemeinschaftlich“ im 
Sinne eines bewussten und gewollten Zusammenwir-
kens ausgeübt werden müsse. Um die Anforderungen 
in der Praxis nicht zu überspannen, fordern große Teile 
der Literatur indes lediglich, dass die Ausübungen der 
einzelnen Berechtigten inhaltlich übereinstimmen, 
also nicht widersprüchlich zueinander sind (instruk-
tiv:  Mayer, DNotZ 2022, 173, 183;  BeckOGK-BGB/
Daum, Std.: 1.4.2024, §  472 Rn. 9; BeckOK-BGB/
Faust, Std.: 1.5.2024, § 472 Rn. 3).

Daher ist nun zu prüfen, inwieweit die Berechtigten X 
und Y ihr Vorkaufsrecht ausgeübt haben bzw. ausüben 
können. 
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a) Kaufvertrag zwischen A und X als Ausübungser-
klärung durch X?
In dem Abschluss des Kaufvertrages durch X ist nach 
einer Entscheidung des OLG Hamm ( DNotZ 1989, 
786) auch die Ausübung des Vorkaufsrechts zu sehen. 
Dies wird auch in Teilen der Literatur unter Bezug-
nahme auf diese Entscheidung vertreten (Gutachten 
DNotI-Report 2000, 21, 23; BeckOGK-BGB/Daum, 
§  463 Rn. 67; Schöner/Stöber, Rn. 1411; Falkner, 
MittBayNot 2016, 378, 385). 

Fraglich ist aber, ob diese Wertung des Gerichts sachge-
recht ist und dogmatisch zu überzeugen vermag. Rechts-
folge der Ausübung des Vorkaufsrechts ist gem. § 464 
Abs.  2 BGB, dass ein inhaltsgleicher Kaufvertrag zwi-
schen dem Vorkaufsverpfl ichteten und den Vorkaufsbe-
rechtigten zustandekommt. Insofern ist es unstimmig, 
wenn Teile der Literatur von einem Eintrittsrecht der 
anderen Vorkaufsrechtsberechtigten in den Kaufvertrag 
zwischen A und X sprechen (in diese Richtung Falk-
ner, MittBayNot 2016, 378, 385). Legt man den Kauf 
durch X als Ausübung seines Vorkaufsrechts aus und 
würde auch Y das Vorkaufsrecht ausüben, würde dies 
aber dazu führen, dass X ohne erneute Willensbekundung 
das Grundstück gemeinsam mit Y und schlussendlich 
in einer Bruchteilsgemeinschaft gem. §§  741 ff . BGB 
erwerben würde. Der Erwerb eines Grundstücks in Al-
leineigentum (= Ziel des Kaufvertrages zwischen A und 
X) ist indes etwas gänzlich anderes als der Erwerb eines 
Grundstücks in Bruchteilsgemeinschaft mit einem Drit-
ten (hier: Y), sodass eine auf letzteres gerichtete Willens-
bekundung des X nicht im Abschluss des Kaufvertrags 
mit A gesehen werden kann. Somit ist u. E. eine erneute 
Willensbekundung des X (gerichtet auf den Erwerb des 
Grundstücks gemeinsam mit Y) erforderlich. Außerdem 
kann in dem Kaufvertrag zwischen A und X schon des-
halb nicht die Ausübung des Vorkaufsrechts durch X 
gesehen werden, weil ein Erwerb des Grundstücks zu 
Alleineigentum (= Ziel des Kaufvertrages zwischen A 
und X) nur unter den Voraussetzungen des § 472 S. 2 
BGB möglich wäre. Hat aber Y auf die Ausübung ihres 
Vorkaufsrechts noch nicht verzichtet, so ist eine Aus-
übungserklärung durch X, gerichtet auf den Erwerb 
des Grundstücks in Gänze, schlichtweg unwirksam 
(vgl. BeckOGK-BGB/Daum, § 472 Rn. 13 m. w. N.). 

Im Ergebnis ist der Kauf durch X damit u. E. – im Ein-
klang mit dem OLG Hamm (DNotZ 1989, 786) – zwar 
als Verwirklichung des Vorkaufsfalls, aber – entgegen 
dem OLG Hamm – nicht als gleichzeitige Ausübung 
des Vorkaufsrechts durch X zu bewerten.
 
b) Konsequenz und Ergebnis
Konsequenterweise ist daher davon auszugehen, dass 

nun X und Y ihr Vorkaufsrecht gemeinschaftlich nach 
§ 472 S. 1 BGB ausüben können bzw. – solange die Vor-
aussetzungen des § 472 S. 2 BGB nicht vorliegen – auch 
gemeinschaftlich ausüben müssten. Hierzu bedarf es in-
haltlich kongruenter Ausübungserklärungen, d. h. we-
der X noch Y können das Grundstück jeweils alleine in 
Gänze erwerben, solange nicht der andere zu erkennen 
gegeben hat, dass er (X oder Y) zu einem gemeinschaft-
lichen Erwerb nicht bereit ist. 

3. Ergebnis
Nach unserem Dafürhalten ist der Kauf durch X zwar 
als Verwirklichung des Vorkaufsfalls, aber – entgegen 
dem OLG Hamm (DNotZ 1989, 78) – nicht als gleich-
zeitige Ausübung des Vorkaufsrechts durch X zu be-
werten. Die Ausübung richtet sich nun vielmehr ganz 
„normal“ nach § 472 BGB.

Rechtsprechung
WEG § 16 Abs. 2 S. 2
Kostenverteilung; Kompetenz der Wohnungseigen-
tümer zur Änderung des Kreises der Kostenschuld-
ner; erstmalige Belastung einzelner Wohnungs-
eigentümer mit Kosten; Maßstab ordnungsgemäßer 
Verwaltung

a) Die Vorschrift des § 16 Abs. 2 Satz 2 WEG be-
gründet die Kompetenz der Wohnungseigentümer, 
für einzelne Kosten oder bestimmte Arten von Kos-
ten der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer eine 
von dem gesetzlichen Verteilungsschlüssel oder von 
einer Vereinbarung abweichende Verteilung zu be-
schließen. Das gilt auch dann, wenn dadurch der 
Kreis der Kostenschuldner verändert wird, indem 
Wohnungseigentümer von der Kostentragung gänz-
lich befreit oder umgekehrt erstmals mit Kosten be-
lastet werden.

b) Beschließen die Wohnungseigentümer für einzel-
ne Kosten oder bestimmte Arten von Kosten der Ge-
meinschaft der Wohnungseigentümer eine Änderung 
der bisherigen Verteilung, dürfen sie jeden Maßstab 
wählen, der den Interessen der Gemeinschaft und 
der einzelnen Wohnungseigentümer angemessen ist 
und insbesondere nicht zu einer ungerechtfertigten 
Benachteiligung Einzelner führt. Werden Kosten 
von Erhaltungsmaßnahmen, die nach dem zuvor 
geltenden Verteilungsschlüssel von allen Wohnungs-
eigentümern zu tragen sind, durch Beschluss ein-
zelnen Wohnungseigentümern auferlegt, entspricht 
dies jedenfalls dann ordnungsmäßiger Verwaltung, 
wenn die beschlossene Kostenverteilung den Ge-
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brauch oder die Möglichkeit des Gebrauchs berück-
sichtigt.

BGH, Urt. v. 22.3.2024 – V ZR 81/23

Problem
K ist Teileigentümer mehrerer Doppelparker und ver-
langt von der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer 
die Sanierung der im gemeinschaftlichen Eigentum 
stehenden hydraulischen Hebeanlage. Aufgrund des 
Defektes der Hebeanlage kann in den Doppelparkern 
des K lediglich je ein Fahrzeug abgestellt werden. Nach 
der Regelung der Teilungserklärung sind alle Erhal-
tungskosten nach den jeweiligen Miteigentumsanteilen 
von sämtlichen Wohnungs- bzw. Teileigentümern zu 
tragen. In einer Eigentümerversammlung vor der an-
stehenden Sanierung fassen die Wohnungseigentümer 
den Beschluss, den Verteilungsschlüssel dahingehend 
zu ändern, dass die Kosten für etwaige Sanierungs-, Re-
paratur-, Unterhaltungs- und Modernisierungsarbeiten 
an den Doppelparkern allein deren Teileigentümer ge-
meinschaftlich tragen. K wendet sich nun gegen diesen 
Beschluss.

Entscheidung
Der BGH setzt sich zunächst mit der Frage der Be-
schlusskompetenz und mit der umstrittenen Reichweite 
des § 16 Abs. 2 S. 2 WEG auseinander. Entgegen einzel-
ner Literaturstimmen nimmt der BGH mit der vorherr-
schenden Auff assung in der Literatur an, dass § 16 Abs. 2 
S. 2 WEG die Kompetenz der Wohnungseigentümer 
begründe, für einzelne Kosten oder bestimmte Arten 
von Kosten der Gemeinschaft der Wohnungseigen-
tümer eine von dem gesetzlichen Verteilungsschlüssel 
oder von einer Vereinbarung abweichende Verteilung 
zu beschließen. Das gelte auch dann, wenn dadurch 
der Kreis der Kostenschuldner verändert werde, indem 
Wohnungseigentümer von der Kostentragung gänzlich 
befreit oder umgekehrt erstmals mit Kosten belastet 
werden. Für dieses weite Verständnis des § 16 Abs. 2 
S. 2 WEG spreche bereits der Wortlaut der Vorschrift 
sowie das gesetzgeberische Ziel, es den Wohnungseigen-
tümern leichter zu machen, nach den Umständen des 
Einzelfalles über eine angemessene Kostenverteilung 
zu entscheiden. Der Gesetzgeber habe bewusst auf die 
nach § 16 Abs. 3, Abs. 4 WEG a. F. bestehenden Be-
schränkungen und inhaltlichen Vorgaben verzichtet. 
Entsprechend nimmt der BGH die Beschlusskompetenz 
der Wohnungseigentümer für die Änderung des Vertei-
lungsschlüssels an.

Darüber hinaus sei den Wohnungseigentümern bei der 
Änderung des Umlageschlüssels aufgrund des Selbst-
organisationsrechts der Gemeinschaft ein weiter Ge-

staltungsspielraum eingeräumt, sodass der Beschluss 
lediglich ordnungsgemäßer Verwaltung entsprechen 
müsse und insbesondere ein sachlicher Grund als weite-
re, davon unabhängige Voraussetzung nicht erforderlich 
sei. Werden konkret die Kosten von Erhaltungsmaßnah-
men, die nach dem zuvor geltenden Verteilungsschlüssel 
von allen Wohnungseigentümern zu tragen sind, durch 
Beschluss einzelnen Wohnungseigentümern auferlegt, 
entspreche dies jedenfalls dann ordnungsmäßiger Ver-
waltung, wenn die beschlossene Kostenverteilung den 
Gebrauch oder die Möglichkeit des Gebrauchs berück-
sichtige. Daran gemessen entspreche die vorliegende 
Änderung der Kostenverteilung für die Doppelparker 
auch ordnungsmäßiger Verwaltung, da nur Teileigen-
tümer mit Kosten belastet werden, welche auch einen 
Nutzen aus der Erhaltung der im gemeinschaftlichen 
Eigentum stehenden Teile der Doppelparker-Anlage 
ziehen.

Praxishinweise
Kostentragungsregelungen in der Gemeinschaftsord-
nung sind damit nach den Umständen des Einzelfalls 
durch die Wohnungseigentümer in weitem Umfang 
durch Beschluss anpassbar, sodass Wohnungs- bzw. 
Teileigentümer nicht fest auf den unveränderten Be-
stand der ursprünglich in der Gemeinschaftsordnung 
vereinbarten Kostentragungsregelung vertrauen kön-
nen. Insbesondere kann der Kostenverteilungsschlüs-
sel bis zur Grenze ordnungemäßer Verwaltung auch 
gegen den Willen Einzelner zu deren Lasten ge-
ändert werden. Auf Rückfrage der Beteiligten soll-
te hierzu durch den Notar Auskunft erteilt werden 
können.
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